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Ein Backup für Gratis-Kitas
Baselbieter Regierungmuss gegen ihrenWillenGegenvorschlag zur SP-Initiative erarbeiten.

Michael Nittnaus

Eine Stimme machte am Don-
nerstagmorgen den Unter-
schied: Mit 44 zu 43 Stimmen
beschloss der Landrat, den An-
trag der SVP und FDP abzuleh-
nen, auf einen Gegenvorschlag
zurGratis-Kita-Initiative der SP
zuverzichten.Einmalmehrwar
die Mitte das Zünglein an der
Waage: Fünf Mitte-Politiker
stimmten mit SP und Grünen,
viermitdenBürgerlichen.Aller-
dingswarenauchEVPundGLP
gespalten.

Somit ist die Baselbieter
Regierung beauftragt, einen
Gegenvorschlag auszuarbeiten,
der sich mit der Förderung der
familienergänzenden Betreu-
ung (FEB) im Vorschulbereich
auseinandersetzt. Dafür be-
kommt die zuständige Regie-
rungsrätin Kathrin Schweizer
(SP) nun gut zwei Jahre Zeit.
Zum Entscheid, der in der
Schlussabstimmung mit 45 zu
40Stimmenbei 2Enthaltungen
etwas klarer ausfiel, gehörte
auch, dassdieVolksinitiativebis
August 2025 sistiert wird.

172MillionenFranken
würdeUmsetzungkosten
Damit folgt das Parlament der
vorberatenden Justiz- und Si-
cherheitskommission und stellt
sichgegendieBaselbieterRegie-
rung. Sie hatte – anders als die
Basler Regierung – auf einen
Gegenvorschlagverzichtenwol-
len. Dies mit Verweis auf ein
eigenes FEB-Grossprojekt, das
inZusammenarbeitmitdenGe-
meindennichtnurdenVorschul-
bereich abdecken soll, sondern
auch die Volksschulzeit. Dass
just die SP-Regierungsrätin zu-
ständig ist, nutzteAndreasDürr
(FDP)alsSteilpass:«EureRegie-
rungsrätin hat es in der Hand.
dasFEB-Projektvoranzutreiben.
Habt ihr keinVertrauen in sie?»

Dass Baselland etwas tun
muss im Bereich der externen
Kinderbetreuung, war breiter
Konsens. In einem Ranking der
Kantone liegt das Baselbiet auf
dem zweitletzten Platz. Ob die

MaximalforderungderSP-Initia-
tive,gleichdieganze familienex-
terneBetreuungbis zumEintritt
indieerstePrimarklassekosten-
los zu gestalten, inklusive Kin-
dertagesstätten und Spielgrup-
pen, der richtigeWeg ist, wurde
aber von den Bürgerlichen be-
stritten. Sie führten die Kosten
von 172 Millionen Franken pro
Jahr auf.

Diese zudecken, entspräche
einer Steuererhöhungum13bis
15 Prozent. SVP und FDP for-
dertendie SPauf, zu ihrer Initia-
tive zu stehen und das Volk
schlicht Ja oder Nein sagen zu
lassen. Einen Gegenvorschlag
brauche es nicht. SVP-Frak-

tionschef PeterRiebli hielt fest:
«Es kann nicht sein, bei einer
Initiative extra Maximalforde-
rungen zu stellen und dann zu
betteln, dass es einen Gegen-
vorschlag gibt.Die SPhatAngst
vor demeigenenMutundAngst
vor dem Stimmvolk.»

Das liessMiriamLocher (SP)
nichtgelten:«Natürlich sindwir
überzeugt,dassunsere Initiative
besser ist als es ein Gegenvor-
schlagseinkann.Aberwirbieten
Hand zum Kompromiss.» Dass
dieKostenkaumtragbarwären,
sahauchdieMitte so.Docheine
knappeMehrheit fand, dass der
Initiative einMittelweg in Form
eines Gegenvorschlags gegen-

übergestellt werden sollte.
Béatrix von Sury sagte: «Die In-
itiative ist verlockend, jedoch
nichtbezahlbar.Wirfindenaber
schon,dass sichderStaat stärker
beteiligensoll.»Zudemerwarte
sie, dass im Gegenvorschlag
auchElternentlastetwerden,die
ihreKinder selbst betreuen.

WiederGegenvorschlagge-
nau aussehen wird, ist noch of-
fen. Kathrin Schweizer sagte
aber, dass ihreDirektion fürdas
umfassende FEB-Projekt wohl
mindestensdrei Jahrebenötigen
werde. Daher werde man sich
fürdenGegenvorschlagaufden
Vorschulbereichkonzentrieren,
um 2025 bereit zu sein.

Geht es nach der SP, sollen Kitas und Spielgruppen künftig gratis sein. Bild: Pius Amrein

Petition fordert
Brustkrebs-Vorsorge
PolitikerinnenwollendieEntwicklung von
Früherkennungsprogrammenbeschleunigen.

MonaMartin

Es ist Zeit, denFrauen imBasel-
biet den Zugang zu einer Brust-
krebs-Vorsorgezugewährleisten.
KlarerkönntedieBotschaft vom
Podium nicht sein, zu dem SP-
Landrätin Regula Meschberger,
Verantwortliche der Petition
«Einführung des Brust-Scree-
ning-Programms in Baselland»,
zum Starts der Unterschriften-
sammlung geladenhatte.

«Zumir kommenPatientin-
nen aus der ganzen Region.
Wenn ich denjenigen aus dem
Baselbiet dann erklären muss,
dassdieMammografienicht von
derKrankenkasseübernommen
wird, verstehen sie die Welt
nicht mehr», sagt Podiumsgast
Isabelle Viva, Beraterin Patien-
tenstelle Basel.

6600 Frauen erkranken in
der Schweiz gemäss Krebsliga
jährlich an Brustkrebs. Es ist die
häufigste Krebsart bei Frauen.
Deswegen entschieden sich be-
reits 14 Kantone zu Früherken-
nungsprogrammen. Frauen ab
50Jahrenwerdendabeiallezwei
Jahre eingeladen, eineRöntgen-
untersuchungderBrustdurchzu-
führen. Basel-Stadt tut das be-
reits seit 2014 so, Solothurn seit
2020 und der Kanton Aargau
wird dieses JahreinBrust-Scree-
ning-Programmeinführen.

Unklaregesundheitliche
FolgenderMammografie
DerKantonBasel-Landschaft ist
damit der einzige Nordwest-
schweizer Kanton, der kein sol-
chesProgrammhat.DerLandrat
hatte dies 2014 abgelehnt. Die
GründefürdiesenEntscheidwa-
ren gemäss Petitionspodium:
Unklare gesundheitliche Folgen
derMammografie,Überdiagno-
senunddamitunnötigeVerunsi-
cherung der Frauen und sicher-
lichauchdieKosten.Argumente,
die die Podiumsteilnehmenden
unter anderem durch die Er-
kenntnissederanderenKantone
widerlegt sehen:

Die Technologie habe sichmitt-
lerweile so weiterentwickelt,
dassdieStrahlenbelastungeiner
Mammografie geringer ausfällt
als noch vor einigen Jahren, sagt
Marcus Vetter, Leiter Zentrum
OnkologieundHämatologieam
Kantonsspital Baselland.

7 von 100 Frauen würden
nach einer Mammografie zu
einerweiterenUntersuchungge-
beten, sagtRobertaSegeVerdo-
sci, Fachärztin für operativeGy-
näkologie und Brustchirurgin
am Bethesda-Spital. «Diese 7
sindsicherbeunruhigt,dieande-
ren93dagegenkönnenberuhigt
sein, weil alles inOrdnung ist.»

Je fortgeschrittener das Sta-
dium, in dem der Krebs festge-
stellt werde, desto aufwendiger
dieBehandlung,erklärtSegeVer-
dosci. Das bedeute auch mehr
Kosten.ZudenBehandlungskos-
ten komme aber auch noch hin-
zu, dass die Frau bei der Arbeit
und in der Familie ausfällt. Die
Fachärztin bemängelt, dass dies
oft nicht in die Kosten-Nutzen-
Rechnung einfliesse. Es käme
also für den Kanton günstiger
und ermöglichte gleichzeitig
auchFrauenmitwenigGeldZu-
gang zumPräventionsangebot.

Landrätin Pascale Mesch-
berger forderte gemeinsammit
denLandrätinnenLauraGrazio-
li und Andrea Kaufmann via
Motion die Einführung eines
kantonalen Mammografie-
Screening-Programms. Regula
MeschbergerundLuciaMikeler
Knaack sindzuversichtlich, dass
der Landrat – anders als noch
2014 – das Anliegen gutheissen
wird. Die Petition solle die
Motion unterstützen und zei-
gen, dass die systematische
Brustkrebs-Präventionnichtnur
einAnliegenvonPolitikerinnen
allerCouleur, sondernauchvon
weiten Teilen der Bevölkerung
ist. «Wenn der Landrat das An-
liegenabweist, sammelnwir ge-
nug Unterschriften und gehen
direkt zur Regierung», stellt
Meschberger in Aussicht.
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